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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

An die Mitglieder
des Ausschusses für Wirtschaft, Marketing, 
Verkehr, öffentliche Einrichtungen und Kultur

Nachrichtlich
an alle Ratsmitglieder
an Gleichstellungsbeauftragte Frau Ann Bruns

Datum:
Sachbearbeiter:

Telefon:
E-Mail:

24.11.2016
Lena Bestert

05472/401-21
bestert@badessen.de

E I N L A D U N G

zur Sitzung des Ausschusses für Wirtschaft, Marketing, öffentlichen Einrichtungen 
und Kultur

Sitzungstermin: Mittwoch, 07.12.2016, 18:00 Uhr

Ort, Raum: Paracelsus-Therapiezentrum Essenerberg, Raum 2.78, Empterweg 5, 
49152 Bad Essen

Vor Beginn der Sitzung findet um 17.00 Uhr eine Besichtigung des 
Paracelsus-Therapiezentrums statt. Treffpunkt ist um 17.00 Uhr am 
Haupteingang, Empterweg 5, 49152 Bad Essen. 

Tagesordnung:

A) Öffentliche Sitzung:

 1. Eröffnung der Sitzung, Feststellung der ordnungsgemäßen Ladung 
und der anwesenden Ratsmitglieder, Feststellung der 
Beschlussfähigkeit und der Tagesordnung

 2. Genehmigung des Protokolls über die Sitzung des Ausschusses für 
Wirtschaft, Marketing, öffentliche Einrichtungen und Kultur am 
02.03.2016

 3. Verpflichtung und Pflichtenbelehrung der externen beratenden 
Ausschussmitglieder

 4. Verwaltungsbericht

 5. Beteiligungen - Hafen Wittlager Land GmbH
Jahresabschluss 2015
Wirtschaftsplan 2016
Bestellung eines Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2016
Einforderung von Vorschüssen auf Nachschüsse für das 
Geschäftsjahr 2016

FD2/2016/077

 6. Sole- und Kurpark Bad Essen GmbH
 1) Jahresabschluss 2015
 2) Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers für den Jahresabschluss 
2016

FD2/2016/080
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 7. Kommunale Siedlungs- und Entwicklungsgesellschaft Wittlage 
mbH (KSG)
Jahresabschluss 2015

FD2/2016/081

 8. Wasserverband Wittlage - Mitgliedschaft der Gemeinde Bissendorf
a) Änderung der Verbandsordnung
b) Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages

FD2/2016/083

 9. Mitteilungen und Anfragen



                                                           Seite: 1/3

Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 2 Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD2/2016/077
öffentlich
öffentlich
05.09.2016
Carsten Lüke

Beteiligungen - Hafen Wittlager Land GmbH
Jahresabschluss 2015
Wirtschaftsplan 2016
Bestellung eines Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2016
Einforderung von Vorschüssen auf Nachschüsse für das 
Geschäftsjahr 2016
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 07.12.2016 Ausschuss für Wirtschaft, Marketing, öffentliche 
Einrichtungen und Kultur

Beratung

Nichtöffentlich 15.12.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 15.12.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[ x ] stehen bei Konto  431500/90000/57110 zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[  ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[ x ] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

      

Sachverhalt:
Die Hafen Wittlager Land GmbH mit Sitz in Bohmte wurde im Jahr 2012 durch die 
Gesellschafter BEVOS Beteiligungs- und Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH Landkreis 
Osnabrück, Gemeinde Bad Essen, Gemeinde Bohmte und Gemeinde Ostercappeln 
gegründet. Zweck der Gesellschaft ist der Aufbau, der Ausbau und der Betrieb eines Güter- 
und Containerhafens sowie die damit in Zusammenhang stehende Flächenerschließung inkl. 
Flächenankauf am Standort Bohmte sowie alle hiermit zusammenhängenden 
Rechtsgeschäfte.

Organe der Gesellschaft sind die Gesellschafterversammlung, der Aufsichtsrat und die 
Geschäftsführung. Dabei umfasst die Zuständigkeit der Gesellschafterversammlung u.a. die 
Entlastung des Aufsichtsrates, die Genehmigung des Wirtschaftsplanes, die Feststellung des 
Jahresabschlusses und die Verwendung des Jahresergebnisses, die Einforderung von 
Nachschüssen und Vorschüssen auf Nachschüsse. Der Aufsichtsrat ist u.a. für die 
Bestellung des Abschlussprüfers zuständig.
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Der Jahresabschluss für das Geschäftsjahr 2015 wurde durch die Geschäftsführung 
aufgestellt und durch die PricewaterhouseCoopers Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (pwc) 
sowie das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Osnabrück geprüft.

Im Ergebnis schließt das Geschäftsjahr 2015 mit einem Jahresfehlbetrag von 128.483,90 €, 
der durch eine Entnahme aus der Kapitalrücklage gedeckt werden soll. Einzelheiten können 
der als Anlage beigefügten Gewinn- und Verlustrechnung 2015, der Bilanz zum Stichtag 
31.12.2015 sowie dem Lagebericht entnommen werden. 

Die Prüfung der pwc endet mit folgendem Bestätigungsvermerk:

„[…] Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung 
entsprechen nach unserer pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. 
Die Geschäftsführung erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwicklung der 
Vermögens-, Finanz- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabilität 
geben zu Beanstandungen keinen Anlass. Die Gesellschaft wurde 
wirtschaftlich geführt.“

Der Prüfvermerk des Rechnungsprüfungsamtes vom 30.08.2016 endet mit der Feststellung:

„Ergänzende Bemerkungen des Rechnungsprüfungsamtes nach § 32 Abs. 
3 Satz 3 EigenBetrVO sind nicht erforderlich.“

Der Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2016 der HWL sieht einen Jahresfehlbetrag von
-215.890 € vor. Erlösen aus der Verpachtung von Grundstücken und des Hafenbetriebes 
stehen Aufwendungen für übernommenes Personal, für Rechts- und Beratungskosten sowie 
Zinsaufwendungen gegenüber. Die Gesellschafter haben sich im Gesellschaftsvertrag dazu 
verpflichtet, die Jahresfehlbeträge der Gesellschaft entsprechend ihres Anteils an der 
Gesellschaft auszugleichen. Zur Aufrechterhaltung der Liquidität kann die 
Gesellschafterversammlung beschließen, Vorschüsse auf die voraussichtlichen 
Nachschüsse entsprechend des im Wirtschaftsplan ausgewiesenen Jahresfehlbetrages zu 
erheben. Die Gemeinde Bad Essen ist mit einem Anteil von 6,25 % am Stammkapital der 
HWL beteiligt. Entsprechend des im Wirtschaftsplan 2016 ausgewiesenen voraussichtlichen 
Jahresfehlbetrages von -215.890 € beträgt der Vorschuss auf den Nachschuss somit 
13.493,13 €. Die Mittel sind im Haushaltsplan 2016 der Gemeinde Bad Essen ausgebracht.

        

Beschlussvorschlag:

1. Der von der Geschäftsführung vorgelegte Jahresabschluss der Hafen Wittlager Land 
GmbH zum 31.12.2015 wird festgestellt. Der Jahresfehlbetrag von 128.483 € wird 
durch eine Entnahme aus der Kapitalrücklage gedeckt.

2. Der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat der Hafen Wittlager Land GmbH wird für 
das Geschäftsjahr 2015 Entlastung erteilt.

3. Der von der Geschäftsführung vorgelegte Wirtschaftsplan für das Geschäftsjahr 2016 
wird genehmigt.

4. Die PricewaterhouseCoopers AG, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Osnabrück wird 
mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2016 beauftragt.

5. Die Geschäftsführung wird ermächtigt, entsprechend des im Wirtschaftsplan 2016 
vorgesehenen Jahresfehlbedarf  in Höhe von 215.890 €, Vorschüsse auf den 
erforderlichen Nachschuss zu erheben. 

6. Die Vertreter der Gemeinde Bad Essen im Aufsichtsrat und in der 
Gesellschafterversammlung der Hafen Wittlager Land GmbH werden gemäß § 138 
Abs. 1 Satz 2 Nds. Kommunalverfassungsgesetz angewiesen, entsprechend zu 
beschließen.  
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Anlage/n:
1. HWL-Bilanz zum 31.12.2015
2. HWL-GuV 2015
3. HWL-Lagebericht 2015
4. HWL-Wirtschaftsplan 2016
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 2 Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD2/2016/080
öffentlich
öffentlich
16.11.2016
Carsten Lüke

Sole- und Kurpark Bad Essen GmbH
 1) Jahresabschluss 2015
 2) Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers für den Jahresabschluss 
2016
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 07.12.2016 Ausschuss für Wirtschaft, Marketing, Verkehr, 
öffentliche Einrichtungen und Kultur

Beratung

Nichtöffentlich 15.12.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 15.12.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[  ] stehen bei Konto        zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[ x ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[ x ] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

   

Sachverhalt:
1) Jahresabschluss 2015
Der Jahresabschluss der Sole- und Kurpark Bad Essen GmbH für das Geschäftsjahr 2015 
wurde durch die Kanzlei Vogt & Vogt Partnerschaft mbH, Bad Essen, aufgestellt und durch 
die HDT-Treuhand-GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Osnabrück, geprüft.

Im Ergebnis schließt das Geschäftsjahr 2015 mit einem Jahresfehlbetrag von 267.056,42 €. 
Unter Berücksichtigung des Gewinnvortrages aus dem Vorjahr in Höhe von 217.962,13 € 
und einer Entnahme aus der Gewinnrücklage in Höhe von 200.000 € ergibt sich für das Jahr 
2015 ein Bilanzgewinn von 150.905,71 €.Einzelheiten können der als Anlage beigefügten 
Bilanz zum 31.12.2015, der Gewinn- und Verlustrechnung 2015 sowie dem Anhang für das 
Geschäftsjahr 2015 entnommen werden.

Der Jahresabschluss wurde mit folgendem Prüfvermerk versehen:

[…] Der Jahresabschluss und die Buchführung entsprechen nach unserer 
pflichtgemäßen Prüfung den Rechtsvorschriften. Die Geschäftsführung erfolgt 
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ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Finanz- und Ertragslage, der Liquidität und 
der Rentabilität geben zu Beanstandungen keinen Anlass. Die Gesellschaft wird 
wirtschaftlich geführt. […]

Zurzeit wird der Jahresabschluss 2015 durch das Rechnungsprüfungsamt des 
Landkreises Osnabrück geprüft. Das Ergebnis der Prüfung wird in der Sitzung 
mitgeteilt.

2. Beauftragung eines Wirtschaftsprüfers für den Jahresabschluss 2016
Gemäß § 11 Absatz 2 Nr. d des Gesellschaftsvertrages bestellt der Aufsichtsrat den 
Abschlussprüfer. Seitens der Geschäftsführung wird vorgeschlagen, die HDT-
Treuhand GmbH, Osnabrück, mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2016 zu 
beauftragen.  
   

Beschlussvorschlag:
1. Der von der Geschäftsführung vorgelegte Jahresabschluss der Sole- und Kurpark 

Bad Essen GmbH zum 31.12.2015 wird gem. § 9 des Gesellschaftsvertrages 
festgestellt. Der Jahresfehlbetrag von 267.056,42 € wird durch eine Entnahme aus 
der Gewinnrücklage in Höhe von 200.000 € gemindert. Der Saldo wird zusammen mit 
dem Gewinnvortrag auf neue Rechnung vorgetragen.

2. Der Geschäftsführung und dem Aufsichtsrat  der Sole- und Kurpark Bad Essen 
GmbH wird für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung erteilt.

3. Der Rat beschließt, den Auftrag zur Prüfung des Jahresabschlusses 2016 der Sole- 
und Kurpark Bad Essen GmbH an die HDT-Treuhand Wirtschaftsprüfungs-
gesellschaft mbH, Osnabrück, zu vergeben.

4. Die Vertreter der Gemeinde Bad Essen in der Gesellschafterversammlung und im 
Aufsichtsrat der Gesellschaft werden gem. § 138 Abs. 1 Satz 2 Nds. 
Kommunalverfassungsgesetz angewiesen, entsprechend zu votieren.    

   

Anlage/n:
1. Bilanz zum Stichtag 31.12.2015
2. Gewinn- und Verlustrechnung 2015
3. Anhang für das Geschäftsjahr 2015
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So!e-und KurparkBadEssenGmbH

Bad Essen

Gewinn-undVerlust「echnung怖rdieZeit

VOml.Januar2015bis31,Dezember2015

201与

EUR

1.sonstigebetriebiicheErtrage

2.Materjalaufwand

AufwendungenfUrbezogeneLeistungen

3.Abschreibungen

aufSachanlagen

4,SOnStigebet「ieblicheAufwendungen

5.E巾rageausanderenWertpapieren

6,SOnStigeZinsen undahr川cheErtrage

7.AbschreibungenaufWertpapieredesUmlaufverm6gens

8,Zinsenundきh冊cheAufwendungen

9.Ergebnisdergew6hnlichenGeschきftstatigkeit

lO.SteuernvomEinkommenundv°mErtrag

ll,SOnStigeSteuern

12。Jahresfehlbetrag

13.GewimvortragausdemVorjahr

14.EntnahmenausGewinnru⊂kiagen

ausanderenGewinnrUckIagen

15,Biianzgewinn

20.360,87

122.308,48

7,741,9与

71.199,37

0,00

1.与66,27

387,67

3.76与,82

-183,476,15

-665,00

84.24与,27

83.与80,27

267.0与6,42

217.962,13

200.000,00

1与0.90与,71

之014

EUR

6,66与,60

13与,344,1与

8.392,49

7与,968,21

387,67

3.374,64

0,00

2.800,00

-212,076,94

17,474,28

0.00

17,474,28

229,与与1,22

247.与13,3与

200.000,00

217,96之,13
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Sole-undKurpa「kBad EssenGmbH

日ad各ssen

Anhang佃rdasGeschさft守ah「2015

I。At看gemeineAngabenzumJahresabschluss

BeiderAufste=ung desJahresabschlusseswurden dieVorschriftendesHGB,desGmbHGund de「Gesel看-

SChaftsvertrag beachtet,Die Bewertung derVerm6gensgegenstきnde und SchuIden erfolgt zu Unterneh-

mensfortfUhrungswerten,

Angaben,die wahlweisein der Bilanz oderim Anhang gemachtwerden k6nnen,Sindinsgesamtim An-

hangaufgefuhrt.

FurdieGewinn-undVerlustrechnungwurdedasGesamtkostenverfahrengew舌hit.

Nachdenini267aAbs,1HGBangegebenenGr6βenklassenistdieGeseIischafteineKIeinstkapitalgesell-

SCha什,

II。Bilanzierungs-undBewe巾ungsgrundsきtze

Dieimmaterie11enVermogensgegenstandeundSachaniagenwurdenzuAnscha制ngs-bzw"HersteI-

lungskostenabz競glich pIanm邪igerAbschreibungenangesetzt,AbnutzbareGegenstandewurdennachih-

rerNutzungsdaue「planmaBiglinearabgesch「ieben,

Die sonstigen Vermogensgegenstande wurden zum Nennwert angesetzt・Erkennbare Einzeirisiken

WurdendurchWertberichtigungenberucksichtigt.

DerAnsatz derWertpapte「e des Umiaufvermogens erfoigte zum niedrigeren B6rsenkurs am Bilanz-

Stichtag,

DieR址ksteIlungenwurdenin H6hedesBetragesangesetztIdernachvemun冊ge「kaufmきnnischerBe-

urte血ngerfo「derIichwar,umalleerkennbarenRisikenangemessenundausreichendzuberucksichtigen"

DieVerbindlichkeitenwurdenzumE冊=ungsbetragangesetzt.

III。AngabenzurBiianz

AusdenanderenGewinnruckiagenwurdenTEUR200,Oentnommen,

DerBilanzgewinnentwickeltsichwief01gt:

jn EUR

Gewinnvortrag

Jahresfehlbetrag2015

EntnahmenausGewinnrtickiagen

Stand31,12,2015

217.962,13

-267.0与6,42

200.000.00

1与0.90与71

DieVe「bindlichkeitenhabenwieimVorjahrinsgesamteineRestlaufzeitvonbiszueinemJahr"

Unter den sonstjgen Verbind=chkeiten werden Verbind看ichkeiten aus Steuernin H6he von EUR

3,868,57(Vorjahr:EURO,00)ausgewiesen.
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IV,SonstigeAngaben

a)Gesch善fts用h「ung

AIsGeschaftsf山hrerwarenimabgelaufenenJahrbesteiIt:

HerrCarsten Meyer,Bad Essen,

HerrCarsten Luke,Bad Essen.

DieGeschaftsfuhrersindeinzeivertretungsberechtigtundvondenBeschrankungendes§181BGBbefreit,

b)Aufsichtsrat

丁imoNatemeyer,B叶germeisterderGemeindeBad Essen,Vorsitzenderseitdem29.01"2015,

AnetteGottIieb,Sparkassenfachw圃n,Bad Essen,

FrankHunefeld,RechtsanwaIt,Bad Essen,

E「nstM6nter,Industriekaufmann,BadEssen,Ste=vertretenderVorsitzender

UrsuIaM6hr-L0OS,Buchhandlerin,Bad Essen,

Dr.JoachimLucht,Dipl.-Bioioge,Bad Essen,

EikeMatthey′Buchhandlerin,BadEssen′

HenningPadecken,FachkraftfurQua=tatsmanagement,BadEssen"

Bad Essen,den23,Mai2016

Ca「sten Luke

GESCHÅFTSFUHRUNG

Carsten Meyer
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 2 Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD2/2016/081
öffentlich
öffentlich
21.11.2016
Carsten Lüke
20 43 01/2

Kommunale Siedlungs- und Entwicklungsgesellschaft Wittlage 
mbH (KSG)
Jahresabschluss 2015
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 07.12.2016 Ausschuss für Wirtschaft, Marketing, Verkehr, 
öffentliche Einrichtungen und Kultur

Beratung

Nichtöffentlich 15.12.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 15.12.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[  ] stehen bei Konto        zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[ x ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[ x ] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

   

Sachverhalt:

Der Jahresabschluss 2015 der Kommunalen Siedlungs- und Entwicklungsgesellschaft 
Wittlage mbH (KSG) wurde durch die INTECON Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mbH 
geprüft. 

Im Ergebnis schließt das Geschäftsjahr 2015 mit einem Jahresfehlbetrag von 24.664,15 € 
ab. Einzelheiten können der als Anlage beigefügten Bilanz zum 31.12.2015, der Gewinn- 
und Verlustrechnung 2015 sowie dem Lagebericht 2015 entnommen werden.

Der Jahresabschluss wurde mit folgendem Prüfvermerk versehen:

[…] Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung der 
Kommunalen Siedlungs- und Entwicklungsgesellschaft Wittlage mbH (KSG) 
entsprechen nach pflichtgemäßer Prüfung den Rechtsvorschriften. Die 
Geschäftsführung erfolgt ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens-, 
Ertrags- und Finanzlage, der Liquidität und der Rentabilität ist nicht zu 
beanstanden. Die Gesellschaft wird wirtschaftlich geführt. […]
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Zurzeit wird der Jahresabschluss durch das Rechnungsprüfungsamt des Landkreises 
Osnabrück geprüft. Das Ergebnis der Prüfung wird in de Sitzung vorgetragen. 
   

Beschlussvorschlag:
1. Der von der Geschäftsführung vorgelegte Jahresabschluss der Kommunalen 

Siedlungs- und Entwicklungsgesellschaft Wittlage mbH (KSG) zum 31.12.2015 wird 
festgestellt. Der Jahresfehlbetrag von 24.664,15 € wird auf neue Rechnung 
vorgetragen.

2. Der Geschäftsführung der KSG wird für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung erteilt.

3. Die Vertreter der Gemeinde in der Gesellschafterversammlung werden gemäß § 138 
Abs. 1 Satz 2 Nds. Kommunalverfassungsgesetz angewiesen, entsprechend zu 
beschließen.

   

Anlage/n:
1. Bilanz zum Stichtag 31.12.2015
2. Gewinn- und Verlustrechnung 2015
3. Lagebericht 2015
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Gemeinde Bad Essen
Der Bürgermeister

Vorlage

Federführend:
Fachdienst 2 Finanzen

Vorlage-Nr:
Status:
WWW-Status:
Datum:
Verfasser: 
AZ:

FD2/2016/083
öffentlich
öffentlich
22.11.2016
Carsten Lüke
81 13 00

Wasserverband Wittlage - Mitgliedschaft der Gemeinde Bissendorf
a) Änderung der Verbandsordnung
b) Abschluss eines öffentlich-rechtlichen Vertrages
Beratungsfolge:
Status Datum Gremium Zuständigkeit

Öffentlich 07.12.2016 Ausschuss für Wirtschaft, Marketing, Verkehr, 
öffentliche Einrichtungen und Kultur

Beratung

Nichtöffentlich 15.12.2016 Verwaltungsausschuss Beratung
Öffentlich 15.12.2016 Rat der Gemeinde Bad Essen Beschluss

Haushaltsmittel
[  ] stehen bei Konto        zur Verfügung
[  ] sind [  ] überplanmäßig [  ] außerplanmäßig bereitzustellen
[  ] Deckungsvorschlag:      
[  ] Sonstiges:      
[ x ] Haushaltsmittel werden nicht benötigt

Beteiligung der Ortschaft/en
[ x ] ist nicht erforderlich
[  ] wird noch vorgenommen
[  ] ist erfolgt mit folgendem Ergebnis:      

    

Sachverhalt:
Mit Beschluss vom 10.12.2015 hatte der Rat der Gemeinde Bissendorf einen Antrag auf 
Aufnahme in den Wasserverband Wittlage gestellt. Diesem Antrag haben die Gemeinden 
Bad Essen, Bohmte und Ostercappeln als Mitglieder des Wasserverbandes Wittlage jeweils 
durch Ratsbeschluss zugestimmt. Die Gemeinde Bissendorf hat daraufhin mit Ratsbeschluss 
vom 22.09.2016 beschlossen, die Aufgaben der Abwasserbeseitigung durch öffentlich-
rechtlichen Vertrag ab dem 01.01.2017 auf den Wasserverband Wittlage zu übertragen. 

Durch die geplante Aufgabenübertragung mit gleichzeitiger Mitgliedschaft der Gemeinde 
Bissendorf im Wasserverband Wittlage wird eine Änderung der Verbandsordnung 
erforderlich. In ihrer Sitzung am 25.10.2016 hat die Verbandsversammlung dem als Anlage 
beigefügten Entwurfstext  - vorbehaltlich der Zustimmung durch die Räte der 
Mitgliedsgemeinden - einstimmig zugestimmt.

Mit öffentlich-rechtlichem Vertrag wird die öffentliche Aufgabe der Schmutz- und 
Niederschlagswasserbeseitigung für die zentral entsorgten Gebiete der Gemeinde 
Bissendorf, sowie für die dezentrale Entsorgung des Abwassers aus abflusslosen Gruben 
und des Fäkalschlammes aus Kleinkläranlagen in der Gemeinde Bissendorf gemäß § 150 
Abs. 1 Nds. Wassergesetz mit allen Rechten und Pflichten von der Gemeinde Bissendorf auf 
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den Wasserverband Wittlage übertragen. Der öffentlich-rechtliche Vertrag ist Bestandteil des 
privatrechtlichen Kauf- und Übertragungsvertrages. 

Ziel der Übertragung der öffentlichen Aufgabe ist insbesondere die wirtschaftliche und 
kostengünstige Aufgabenerfüllung. Der Verband verpflichtet sich, die Abwasserbeseitigung 
langfristig und ordnungsgemäß ohne Gewinnerzielungsabsicht durchzuführen und den 
Regiebetrieb Abwasserbeseitigung der Gemeinde Bissendorf zukünftig als eigene 
Beitragsabteilung im Verband zu führen und zu bilanzieren. 

Dazu überlässt die Gemeinde Bissendorf das in diesem Bereich tätige Personal dem 
Wasserverband Wittlage. Der Verband wird das Personal entsprechend der Vorschriften des 
§ 613a BGB übernehmen. Darüber hinaus werden alle erforderlichen Dinge, die für die 
Aufgabenerledigung der Abwasserbeseitigung durch den Wasserverband notwendig sind, an 
diesen übertragen. 

Hierzu gehören insbesondere Grundstücke, technische Anlagen und Einrichtungen, Verträge 
sowie einzelne Rechte. Als Ausgleichszahlung wird mit dem Wasserverband ein Betrag in 
Höhe von 1 Mio. € vereinbart. Eine mögliche Rückübertragung erfolgt nach den gleichen 
Maßstäben. 

Die Verbandsversammlung hat in ihrer Sitzung am 25.10.2016 dem öffentlich-rechtlichen 
Vertrag sowie dem Kauf- und Übertragungsvertrag in der als Anlage beigefügten Fassung 
einstimmig zugestimmt. Die Verträge bedürfen noch der Zustimmung durch die Räte der 
Mitgliedsgemeinden.   
 
    

Beschlussvorschlag:
Der Rat beschließt,

a) die 1. Änderung der Verbandsordnung des Wasserverbandes Wittlage in der als 
Anlage beigefügten Fassung

b) den öffentlich-rechtlichen Vertrag, sowie den Kauf- und Übertragungsvertrag in der 
als Anlage beigefügten Fassung

    

Anlage/n:
1. Entwurf der 1. Änderung der Verbandsordnung des Wasserverbandes Wittlage
2. Öffentlich-rechtlicher Vertrag 
3. Kauf- und Übertragungsvertrag 
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ENTWURF 
 

1. Änderung der Verbandsordnung  

   des Wasserverbandes Wittlage 

 ___________________________________________ 

 

 

Auf der Grundlage der §§ 7 ff. des Niedersächsischen Gesetzes über die kommunale 

Zusammenarbeit (NKomZG) in der Fassung vom 18. Juli 2012 (Nds. GVBl. S. 279) hat 

die Verbandsversammlung des Wasserverbandes Wittlage beschlossen, die Verband-

sordnung in der Fassung vom 04. November 2015 wie folgt zu ändern: 

 

 

§ 1 

Verbandsmitglieder 

 

 Der bisherige Absatz 1. wird gestrichen. 

 Ein neuer Absatz 1. erhält folgende Fassung: 

 

1. Verbandsmitglieder des Zweckverbandes sind die Gemeinden Bad Essen, Bissen-

dorf, Bohmte und Ostercappeln. Sie bilden einen Zweckverband nach dem 

NKomZG in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

§ 3 

Verbandsaufgaben 

 

Der bisherige Absatz 1. a) wird gestrichen. 

Ein neuer Absatz 1. a) erhält folgende Fassung: 

 

1. Der Zweckverband hat in seinem Verbandsgebiet folgende Aufgaben: 

 

  a) die Versorgung der Bewohner und Unternehmen der Gemeinden Bad Essen, 

Bohmte und Ostercappeln mit Trinkwasser, die Errichtung, den Betrieb und 

die Unterhaltung von Wasserversorgungsanlagen und alle damit verbundenen 

Tätigkeiten, 
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§ 5 

Zusammensetzung der Verbandsversammlung  

 

Der bisherige Absatz 1. wird gestrichen. 

Ein neuer Absatz 1. erhält folgende Fassung: 

 

1. Die Verbandsmitglieder sind in der Verbandsversammlung durch die Hauptverwal-

tungsbeamtin/den Hauptverwaltungsbeamten vertreten, es sei denn, das Hauptor-

gan des kommunalen Mitglieds macht von § 11 Abs. 1 Satz 2 NKomZG Gebrauch. 

Darüber hinaus entsenden die Verbandsmitglieder weitere Vertreter wie folgt: 

 

 - Bad Essen    3 Vertreter 

 - Bissendorf    3 Vertreter 

 - Bohmte     3 Vertreter 

 - Ostercappeln   3 Vertreter 

 

§ 10 

Wirtschaftsführung 

 

Der bisherige Absatz 1. wird gestrichen. 

Ein neuer Absatz 1. erhält folgende Fassung: 

 

1. Für die Wirtschaftsführung, das Rechnungswesen und die Prüfung des Zweck-

verbandes sind die Rechtsvorschriften über die Wirtschaftsführung, das Rech-

nungswesen und die Prüfung der Eigenbetriebe entsprechend anzuwenden. Die 

Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen des Zweckverbandes erfolgen auf 

der Grundlage der Vorschriften des Handelsgesetzbuches (HGB). Die Wirtschaft 

des Verbandes wird nach Sparten geführt, dieses ist im Wirtschaftsplan geson-

dert darzustellen. Die Sparten teilen sich wie folgt auf:  

 

  a) Wasserversorgung 

  b) Abwasserbeseitigung Bad Essen-Ostercappeln 

  c) Abwasserbeseitigung Bissendorf 

  d) Abwasserbeseitigung Bohmte 

  e) Energieerzeugung zur Unterstützung der Aufgabenerfüllung in den Gemeinden   

   Bad Essen, Bohmte und Ostercappeln 

  f) Aufgaben nach § 3 Abs. 1 d, e, f, g und h dieser Verbandsordnung  
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§ 17 

Inkrafttreten 

 

1. Die Änderung der Verbandsordnung tritt mit Wirkung vom 01.01.2017 in Kraft. 

  

2. Die Änderung der Verbandsordnung ist in der vorstehenden Fassung in der Ver-

bandsversammlung am 25.10.2016 beschlossen worden. 

 

 

 

 

Bad Essen, den ____________________________   

 

 



1 
 

Öffentlich-rechtlicher Vertrag 

 

Alle Amts-, Funktions- und Personenbezeichnungen, die in diesem Vertrag in der männlichen 

Sprachform gebraucht werden, gelten auch in der entsprechenden weiblichen Sprachform. 

 

Die Gemeinde Bissendorf, Kirchplatz 1, 49143 Bissendorf, vertreten durch den Bürgermeister Guido 

Halfter 

-nachfolgend „Gemeinde“ genannt- 

und 

der Wasserverband Wittlage, Lindenstr. 193, 49152 Bad Essen, vertreten durch den Geschäftsführer 

Uwe Bühning und durch den Vorsitzenden der Verbandsversammlung (Verbandsvorsteher), Herrn 

Günter Harmeyer 

-nachfolgend „Wasserverband“ genannt- 

 

schließen auf der Grundlage der Beschlüsse der Gemeindevertretung Bissendorf vom 22.09.2016 

sowie der Verbandsversammlung des Wasserverbandes vom (…) und mit Genehmigung der 

Kommunalaufsichtsbehörde , des Landkreises Osnabrück, für die genehmigungspflichtigen Teile, den 

nachfolgenden öffentlich-rechtlichen Vertrag. 

 

§ 1 

(1) Der Gemeinde obliegt gemäß § 5 Abs. 1 des Niedersächsischen 

Kommunalverfassungsgesetzes vom 01.11.2011 in ihrem eigenen Wirkungskreis, das 

Abwasser zu behandeln. 

 

(2) Die Gemeinde ist derzeit nicht Mitglied beim Wasserverband. 

 

§ 2 

(1) Die Gemeinde überträgt mit Wirkung zum 01.01.2017 die vollständige Aufgabe der 

Abwasserbeseitigung (Schmutz- und Niederschlagswasserbeseitigung) für das gesamte 

Gemeindegebiet auf den Wasserverband zur Erfüllung als eigene Aufgabe. 

 

(2) Die Gemeinde überträgt gleichzeitig die vorhandenen gemeindlichen 

Abwasserbeseitigungsanlagen, Grundstücke und Einrichtungen sowie die Kanalisation und 

das Vermögen des gemeindlichen Regiebetriebes Abwasserbeseitigung in einem 

gesonderten Übertragungsvertrag auf den Wasserverband. Eine vollständige Ausgliederung 
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des Regiebetriebs Abwasserbeseitigung auf den Wasserverband soll damit nicht verbunden 

sein. 

 

 

(3) Die Gemeinde verpflichtet sich, zum 01.01.2017 eine Satzung über den Anschluss an die 

öffentliche Abwasserbeseitigung und deren Benutzung gemäß einer vom Wasserverband 

vorgegebenen Mustersatzung zu erlassen. 

 

(4) Die dem Wasserverband übertragenen Aufgaben umfassen insbesondere: 

Schmutzwasser- und Niederschlagswasserbeseitigung für die zentral entsorgten Gebiete der 

Gemeinde sowie die dezentrale Entsorgung des Abwassers aus abflusslosen Gruben und des 

Fäkalschlamms aus Kleinkläranlagen in der Gemeinde gemäß § 150 Abs. 1 des 

Niedersächsischen Wassergesetzes in der Fassung vom 25.03.1998 (GVBl. S. 347).  

 

§ 3 

(1) Die sich für den Wasserverband aus der Ausführung der durch diesen Vertrag übertragenen 

Aufgaben ergebenden Kosten werden durch die von ihm erhobenen und ihm verbleibenden 

Entgelte gedeckt und sind damit abgegolten.  

 

(2) Die Gemeinde ist zur Zahlung von Entgelten an den Wasserverband im Zusammenhang mit 

der Abwasserbeseitigung nur und insoweit verpflichtet, als sie selbst Benutzerin ist. 

 

 

(3) Zahlungen des Wasserverbandes an die Gemeinde aufgrund gesetzlicher Bestimmungen 

bedürfen, unabhängig von der Laufzeit dieses Vertrages, einer gesonderten Vereinbarung. 

 

§ 4 

Der Wasserverband und die Gemeinde verpflichten sich zur vertrauensvollen Zusammenarbeit. Die 

näheren Einzelheiten hierzu regelt der noch abzuschließende zivilrechtliche Übertragungsvertrag. 

 

§ 5 

(1) Die Gemeinde als Trägerin der Straßenbaulast gestattet dem Wasserverband die 

erforderliche Nutzung der gemeindlichen öffentlichen Straßen unentgeltlich zum Zwecke der 

Durchführung der Verbandsaufgaben (Sondernutzung) gemäß den einschlägigen 

Bestimmungen des Niedersächsichen Straßengesetzes in der Fassung vom 24.09.1983. 

 

(2) Der Wasserverband hat gemäß § 16 des Niedersächsischen Straßengesetzes dem Träger der 

Straßenbaulast die Mehrkosten für den Bau zu vergüten, wenn wegen der Sondernutzung die 

Straßen auf Verlangen des Wasserverbandes aufwendiger hergestellt werden müssen. 
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(3) Ändert die Gemeinde den baulichen Zustand, insbesondere das Niveau einer Straße (Platz, 

Weg, Bürgersteig, Gelände), in der eine Abwasserleitung liegt, so sind die Kosten der 

Angleichung der Verbandsanlagen an die neuen Verhältnisse von der Gemeinde zu tragen. 

 

(4) Baumaßnahmen sind vorher schriftlich anzuzeigen. Nach Beendigung der Baumaßnahme 

erfolgt eine gemeinsame Abnahme. 

 

§ 6 

Die Unwirksamkeit einer Bestimmung dieses Vertrages lässt die Wirksamkeit der übrigen 

Bestimmungen unberührt. Die Vertragsparteien verpflichten sich, in diesem Fall die unwirksamen 

Bestimmungen durch eine dem Sinn und Zweck des Vertrages entsprechende wirksame Bestimmung 

zu ersetzen.  

 

§ 7 

Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform und der Genehmigung 

durch die Kommunalaufsichtsbehörde. 

 

§ 8 

(1) Der Vertrag wird mit Wirkung zum 01.01.2017 wirksam. Er wird auf unbestimmte Zeit 

geschlossen. 

 

(2) Der Vertrag kann erstmalig nach 20 Jahren unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von zwei 

Jahren jeweils zum Jahresende gekündigt werden. Erfolgt zu diesem Zeitpunkt keine 

Kündigung, so ist eine Kündigung erst wieder nach 10 Jahren mit einer Kündigungsfrist von 2 

Jahren möglich. Die Kündigung bedarf der Schriftform. 

 

 

(3) Kündigt die Gemeinde diesen Vertrag nach § 8 (2), so hat die Gemeinde die vom 

Wasserverband für sie erstellten und auf ihrem Gemeindegebiet liegenden 

Abwasserbeseitigungsanlagen nach Restbuchwert zu erwerben. Die Gemeinde hat in diesem 

Fall auf eigene Kosten eine dem Stand der Technik entsprechende Trennung der Anlagen in 

der Weise durchzuführen, dass dem Verband eine satzungsgemäße Fortführung seiner 

Aufgaben gewährleistet ist. Die näheren Einzelheiten sind in einem Auflösungsvertrag 

schriftlich zu vereinbaren. 

 

 



Nr. der Urkundenrolle:                   /2016  

 

 

Verhandelt zu Bad Essen,  

am                             . 

  

Vor mir dem unterzeichneten Notar  

Dr. Jochen Busse mit Amtssitz in Bad Essen 

 

erschienen: 

 

1. als Veräußerer: 

 

Herr Guido Halfter, 

geboren am 21. Juli 1964 in ***, 

geschäftsansässig Kirchplatz  1, 49143 Bissendorf,  

 - von Person bekannt -; 

handelnd nicht im eigenen Namen, sondern als Bürgermeister für die: 

Gemeinde Bissendorf,  

mit Sitz in 49143 Bissendorf, Kirchplatz  1, 

 

2. als Erwerber: 

 

Herr Uwe Bühning, 

geboren am 29. Juni 1966 in ***, 

geschäftsansässig Wittlage, Lindenstr. 193 , 49152 Bad Essen 

 - von Person bekannt -; 

handelnd nicht im eigenen Namen, sondern als Geschäftsführer für den: 

Wasserverband Wittlage,  

mit Sitz in 49152 Bad Essen, Wittlage, Lindenstr. 193 . 

   

Der Notar stellte nach Befragen fest, dass weder der Notar noch jemand, mit dem der Notar 

gemeinschaftlich berufstätig ist, in der vorliegenden Sache als Rechtsanwalt tätig war oder 

ist.  

 

Die Vertragsparteien baten um Beurkundung des folgenden Kauf- und Übertragungsvertra-

ges und erklärten: 
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Präambel 

 

Der Wasserverband Wittlage - nachfolgend auch „Verband“ genannt - ist ein Zweckverband 

nach den Bestimmungen des Niedersächsischen Gesetzes über die kommunale Zusammen-

arbeit. Das Verbandsgebiet umfasst die Gemeinden Bad Essen, Ostercappeln und Bohmte. 

Zu den bisherigen Aufgaben des Verbandes gehören die Beschaffung und Bereitstellung von 

Wasser, die Bewirtschaftung des Grundwassers und die Herrichtung, Erhaltung und Pflege von 

Flächen, Anlagen und Gewässern zum Schutz des Naturhaushalts und des Bodens, sowie die 

Abwasserbeseitigung in den Mitgliedsgemeinden. 

 

Die vollständige Abwasserbeseitigung in der Gemeinde Bissendorf - nachfolgend auch „Ge-

meinde“ genannt - wurde bislang von der Gemeinde selbst wahrgenommen. Sie betreibt 

derzeit selbständige Einrichtungen zur zentralen Schmutzwasserbeseitigung, zur Nieder-

schlagswasserbeseitigung und zur dezentralen Schmutzwasserbeseitigung.  

 

Mit dem als Anlage 1 beigefügten öffentlich-rechtlichen Vertrag vom __________ hat die Ge-

meinde Bissendorf die öffentliche Aufgabe der Abwasserbeseitigung auf den Verband über-

tragen. Ziel der Übertragung dieser öffentlichen Aufgabe an den Verband ist insbesondere 

die wirtschaftliche und kostengünstige Aufgabenerledigung. Zudem ist eine öffentliche Aus-

schreibung nach dem gegenwärtigen Stand für ein solches Vorhaben nicht erforderlich, da 

es sich um einen rein innerorganisatorischen Vorgang handelt. Bezüglich der weiteren Einzel-

heiten zur Aufgabenübertragung wird ausdrücklich auf den beigefügten öffentlich-

rechtlichen Vertrag verwiesen. Der Verband hat sich verpflichtet, die Abwasserbeseitigung 

zukünftig langfristig und ordnungsgemäß ohne Gewinnerzielungsabsicht auf Selbstkostenbasis 

durchzuführen und den Regiebetrieb Abwasserbeseitigung der Gemeinde Bissendorf zukünf-

tig als eigenständige Beitragsabteilung im Verband zu führen und zu bilanzieren. 

 

Mit dem nachfolgenden Kauf- und Übertragungsvertrag sollen u.a. die erforderlichen Grund-

stücke, Anlagen und Einrichtungen auf den Verband übertragen werden. Eine vollständige 

Ausgliederung des Regiebetriebes im Sinne von § 168 des Umwandlungsgesetzes (UmwG) soll 

damit allerdings nicht verbunden sein, da die Gemeinde umfassende Kontroll- und Informati-

onsrechte behalten wird und nicht das gesamte Vermögen des Regiebetriebes übertragen 

werden soll.  
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§ 1 Übertragung 

 

1. Zur Erreichung des Zwecks des in der Präambel genannten öffentlich-rechtlichen Vertrages 

vom ______ überträgt die Gemeinde alle für die Abwasserbeseitigung erforderlichen 

Grundstücke, Anlagen und Einrichtungen auf den Verband. Die genaue Auflistung des 

übertragenen Vermögens findet sich in Anlage 2 zu diesem Vertragsentwurf. 

 

2. Die gesamte Kanalisation wird ebenfalls auf den Verband übertragen, der die Übertra-

gung hiermit ausdrücklich annimmt. Sollte zivilrechtliches Eigentum an diesen Gegenstän-

den – aus welchem Grund auch immer - vom Verband nicht erworben werden können, so 

räumt die Gemeinde dem Verband ein für die Dauer dieses Vertrages bestehendes un-

entgeltliches Nutzungsrecht an diesen Gegenständen ein. 

 

3. Des Weiteren überträgt die Gemeinde dem Verband das in den Anlagen 3 (Schmutzwas-

ser) und 4 (Regenwasser) aufgeführte Vermögen des Regiebetriebes Abwasserbeseiti-

gung. 

 

4. Ferner verpflichtet sich die Gemeinde, die zum 31.12.2016 bilanzierten zweckgebundenen 

Rücklagen auf den Verband zu übertragen. Der Verband verpflichtet sich, die ihm über-

tragenen Rücklagen wieder als Eigenkapital auszuweisen und unverändert fortzuführen. 

 

5. Schließlich überträgt die Gemeinde sämtliche beschränkt persönlichen Dienstbarkeiten, 

die der zentralen Schmutzwasserbeseitigung und der Niederschlagswasserbeseitigung für 

die zentral entsorgten Gebiete in der Gemeinde dienen, sowie die zugehörigen wasserbe-

hördlichen Erlaubnisse und Genehmigungen auf den Verband, der diese Übertragung an-

nimmt. Von der Übertragung werden sämtliche Leitungsrechte Abt. II der Gemeinde  um-

fasst, und zwar unabhängig davon, in welchem Grundbuch oder bei welchem Amtsge-

richt sie eingetragen sind.  

 

Die Gemeinde überträgt insbesondere an den dies annehmenden Verband die Leitungs-

rechte und Wegerechte für Versorgungswege, die sich aus der Anlage 5 ergeben. Die 

Gemeinde bewilligt, die Übertragung der bestehenden Dienstbarkeiten auf den Verband 

im Grundbuch einzutragen. Der Verband beantragt, die Übertragung der genannten 

Rechte Abt. II in den jeweiligen Grundbüchern einzutragen. 

 

Die vorgenannte Aufzählung ist nicht vollständig und damit auch nicht abschließend. Die 

Gemeinde bevollmächtigt deshalb unwiderruflich unter Befreiung von den Beschränkun-
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gen des § 181 BGB den Verband, Leitungsrechte, die der Abwasserbeseitigung dienen, 

auf sich zu übertragen und beim Grundbuchamt die Anträge auf Umschreibung der be-

schränkt persönlichen Dienstbarkeiten zugunsten des Verbandes zu stellen. Die Gemeinde 

wird alles Notwendige veranlassen, dass auch diese Rechte auf den Verband übertragen 

werden, oder aber, sollte dies aus rechtlichen Gründen nicht möglich sein, ihre entspre-

chenden Rechte an den Verband abtreten. 

 

Bei den Dienstbarkeiten handelt es sich ausschließlich um solche, die dazu berechtigen, 

Grundstücke für Anlagen zur Fortleitung von Abwasser einschließlich aller zugehörigen An-

lagen, die der Fortleitung unmittelbar dienen, zu benutzen. Deshalb sind sie gemäß § 1092 

Abs. III übertragbar. 

 

6. Soweit in Ausübung von Dienstbarkeiten Leitungen verlegt oder Wege angelegt wurden 

und diese im Eigentum der Gemeinde stehen, wird auch das Eigentum an diesen Leitun-

gen und Wegen an den Verband übertragen, der die Übertragung annimmt.  

 

7. Die Erschienenen gehen davon aus, dass mit diesem Vertrag der gesamte für die Abwas-

serbeseitigung dienende Grundbesitz auf den Verband übertragen wird. Sollte sich später 

herausstellen, dass einzelner Grundbesitz übersehen wurden, soll die Übertagung auch für 

weiteren Grundbesitz maßgeblich sein. Die Gemeinde bevollmächtigt den Verband unwi-

derruflich und unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB, jegliche Erklärun-

gen abzugeben und alle erforderlichen Anträge zu stellen, um eine nachträgliche Über-

tragung gegebenenfalls durchführen zu können.  

 

§ 2 Übernahme von Verträgen, Bürgschaften etc. 

 

1. Der Verband übernimmt zum Übertragungstermin sämtliche Verträge, Sicherheitseinbehal-

te, Bürgschaften und sonstige vertragliche Vereinbarungen der Gemeinde, die mit der 

Abwasserbeseitigung in Zusammenhang stehen. Die vorbenannten Verträge ergeben sich 

aus der anliegenden Auflistung - Anlage 6 -. 

 

2. Sämtliche Rechte aus den in Abs. 1 genannten Verträgen werden von der Gemeinde an 

den Verband abgetreten, der diese Abtretung annimmt. Der Verband hat die jeweiligen 

Vertragspartner über die Rechtsnachfolge unverzüglich zu informieren und deren Zustim-

mung zur Vertragsübernahme einzuholen. Sollte es wider Erwarten Probleme bei einzelnen 

Vertragspartnern geben, so bevollmächtigt die Gemeinde den Verband bereits hiermit, im 

Rahmen der maßgeblichen Verträge für sie tätig zu werden. 
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3. Sämtliche Schadensersatz- und Bereicherungsansprüche, die die in diesem Vertrag über-

tragenen beweglichen Sachen betreffen, werden ebenfalls von der Gemeinde an den 

Verband abgetreten. Der Verband nimmt auch diese Abtretung an. 

 

4. Die Gemeinde übernimmt keine Gewähr für die Realisierbarkeit der abgetretenen Forde-

rungen. 

 

5. Bis zum 31.12.2016 entstehende Forderungen aus dem Abwasserbeseitigungsbetrieb der 

Gemeinde stehen der Gemeinde zu. Die Vertragsparteien werden per 31.01.2017 eine Ab-

rechnung der Forderungen vornehmen. Entsprechendes gilt für Verbindlichkeiten aus dem 

Abwasserbeseitigungsbetrieb. 

 

§ 3 Besitzübergang, Gefahr 

 

1. Der Verband erwirbt die Grundstücke sowie die in § 1 dieses Vertrages bezeichneten An-

lagen, Einrichtungen und sonstigen Rechte in dem Zustand, in dem sie sich im Zeitpunkt 

des Besitzübergangs befinden. Die Gemeinde haftet nicht für die Freiheit von offenen und 

verborgenen Sachmängeln. 

 

Alle Ansprüche und Rechte wegen Sachmängeln an den zu übertragenden Vermögens-

werten werden hiermit in vollem Umfang ausgeschlossen. Die Gemeinde haftet insbeson-

dere nicht für das Flächenmaß und den Zustand bestehender Baulichkeiten.  

 

Von der vorstehenden Rechtsbeschränkung ausgenommen ist eine Haftung bei Vorsatz 

oder Arglist. Die Haftungsbeschränkung gilt ferner nicht für Schäden aus der Verletzung 

des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, die auf einer vorsätzlichen oder fahrlässigen 

Pflichtverletzung des Veräußerers, seines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen beruhen, sowie 

nicht für sonstige Schäden, die auf einer vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Pflichtverlet-

zung des Veräußerers, seines Vertreters oder Erfüllungsgehilfen beruhen. 

 

Der Veräußerer versichert, dass ihm verborgene Mängel, insbesondere auch Altlasten und 

schädliche Bodenveränderungen, nicht bekannt sind.  

 

Garantien werden keine abgegeben. 
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Soweit der Gemeinde aufgrund von Arbeiten an Gebäuden oder Anlagen zur Abwasser-

beseitigung gegenüber den bauausführenden Unternehmern Gewährleistungs- oder 

Schadensersatzansprüche zustehen könnten, tritt sie diese an den Wasserverband ab, der 

die Abtretung annimmt.  

 

 

 

2. Die mit dem Kaufgegenstand verbundenen Rechte und Nutzungen, die Gefahr der Ver-

schlechterung und des Unterganges des Kaufgegenstandes, die darauf haftenden und 

damit verbundenen öffentlichen Lasten und Abgaben sowie die Verkehrssicherungs- und 

Emissionsschutzpflichten sind mit Besitzübergang auf den Verband übergegangen. 

 

Die Gemeinde tritt jedoch dem dies annehmenden Verband alle ihre Schadensersatz- 

und sonstigen Ansprüche, insbesondere auch Versicherungsansprüche, ab, die ihr wegen 

eines nach Besitzübergang eintretenden schädigenden Ereignisses gegen Dritte zustehen 

könnten.  

 

Eine Gewährleistung dafür, dass solche Ansprüche ggf. bestehen und durchsetzbar sind, 

übernimmt die Gemeinde aber nicht. Die Gemeinde übernimmt auch keine Gewähr da-

für, dass die Versicherungssummen der Gebäudewert durch die Feuerversicherung voll 

gedeckt ist.  

 

3. Der Besitz ist bereits übergeben worden, und zwar am 01.01.2017 um 0 Uhr. 

 

4. Die vorstehenden Regelungen gelten auch für den Fall, dass die Gemeinde für bereits 

zurückliegende Zeiträume wegen der Ausbringung, des Einsatzes oder der Verwendung 

von Klärschlamm in die Haftung genommen werden sollte. Der Verband verpflichtet sich in 

diesen Fällen, die Gemeinde im Rahmen des Klärschlammfonds von jeglicher Haftung frei-

zustellen. 

 

§ 4 Übernahmepreis, Konzessionsabgabe 

 

1. Als Übernahmepreis für die in § 1 genannten Anlagen, Einrichtungen und sonstigen Rechte 

vereinbaren die Parteien auf Basis des Jahresabschlusses zum 31.12.2016 des Regiebetrie-

bes Abwasserbeseitigung der Gemeinde den Buchwert zum 31.12.2016. Dabei werden in 

Anrechnung auf den Übernahmepreis die zum 31.12.2016 bilanzierten Ertragszuschüsse 

vom Verband übernommen.  
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 Der Übernahmepreis wird auf der Basis des Jahresabschlusses 31.12.2016 durch die IN-

TECON Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Parkstr. 40, 49080 Osnabrück ermittelt.  

 

 

2. In Anrechnung auf den Übernahmepreis werden die im Jahresabschluss zum 31.12.2016 

ausgewiesenen Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten vom Verband übernommen: 

 

Die Gemeinde hat Darlehen bei der _________________ unter den Nrn.  __________ aufge-

nommen. Die Darlehen sind durch die Grundschulden in ________ Blatt _____ Abt. III Nr. ___ 

über _________ € abgesichert. Die Darlehen valutierten am 31.12.02016 noch mit 

_______________ €   

- in Worten: __________________ EURO -.    

 

Gemeinde und Verband vereinbaren hiermit gemäß §§ 415, 416 BGB, dass der Verband 

die Belastungen aus den Darlehen im Wege der befreienden Schuldübernahme zur Haf-

tung übernimmt. Die Schuldübernahme wird mit Wirkung auf den 31.12.2016 vereinbart.  

 

Der Verband tritt mit Wirkung auf diesen Tag in alle persönlichen und dinglichen Ver-

pflichtungen der Gemeinde ein. Für die Verpflichtungen des Gemeinde gegenüber den 

Gläubigern gelten die mit diesen vereinbarten Bestimmungen sowie die Grundbuchein-

tragungen und die diesen zugrunde liegenden Eintragungsbewilligungen.   

 

Die Grundschulden in ________ Blatt _____ Abt. III Nr. ___ bleiben im Grundbuch bestehen. 

Der Verband übernimmt alle Verpflichtungen aus den Grundschulden. Soweit der Ge-

meinde an den Grundschulden Eigentümerrechte entstanden sind oder bis zum Zeitpunkt 

der Eintragung des Eigentumswechsels in das Grundbuch entstehen, tritt die Gemeinde 

diese Rechte hiermit an den dies annehmenden Verband ab.  

 

Den Erschienenen ist bekannt, dass die vereinbarte Schuldübernahme der Genehmigung 

der Gläubigerin bedarf. Die Vertragsparteien werden die Genehmigungen selbst einholen 

und den Notar von der Erteilung der Genehmigungen informieren.  

 

Die Gemeinde leistet keine Gewähr dafür, dass und zu welchen Bedingungen und Kosten 

der Verband die Belastungen übernehmen kann.  Der Verband ist verpflichtet, die von 

Gläubigern für die Bearbeitung und die Genehmigung der Schuldübernahme verlangten 

Gebühren, Kosten und Provisionen zu bezahlen.   
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3. Die nach Übernahme der Verbindlichkeiten vom Wasserverband an die Gemeinde zu 

erbringende Zahlung beträgt 1.____.____,__ €  

– in Worten: ___________________ EURO -. 

 

Ein Teilbetrag in Höhe von 500.000,00 € - in Worten: fünfhunderttausend EURO - der Über-

nahmezahlung wird zum __________.2017 fällig.  

 

Die Restzahlung erfolgt zum _______.2017, wobei im Falle der Restzahlung gegenseitige 

Forderungen und Verbindlichkeiten - insbesondere die zu übertragenden zweckgebunde-

nen Rücklagen - saldiert werden.  

 

4. Die Beteiligten wurden über die mit ungesicherten Vorleistungen verbundenen Risiken so-

wie über die Möglichkeiten zur Absicherung belehrt. Sie wollen aber keine besonderen 

Vereinbarungen hierzu treffen und den Vertrag im gegenseitigen Vertrauen abwickeln. 

 

5. Die Vertragsparteien gehen davon aus, dass für die vorbeschriebenen Übertragungen 

keine Umsatzsteuerpflicht entsteht. Sollte dies wider Erwarten der Fall sein, so wird hiermit 

klargestellt, dass die Umsatzsteuer nicht im vorstehend genannten Übernahmepreis enthal-

ten ist, sondern vom Verband zusätzlich zu zahlen ist und zwar gegen Ausstellung einer 

dem Umsatzsteuergesetz entsprechenden Rechnung. 

 

6. Die Gemeinde verpflichtet sich, den Abwasserpreis bis zum _________ auf eine Höhe von 

_______ pro cbm festzusetzen. Die weiter bestehenden Preisregelungen bleiben von die-

sem Beschluss unberührt. Der Verband verpflichtet sich, diesen unter Absatz 4 genannten 

Preis für die Dauer von zwei Jahren stabil zu halten. 

 

§ 5 Fortbestand der Einrichtungen, Beitragsabteilungen 

 

1. Der Verband verpflichtet sich, die von der Gemeinde übernommenen öffentlichen Einrich-

tungen als betriebswirtschaftlich selbständige Einrichtungen mit eigener Rechnungsfüh-

rung (sogenannte Beitragsabteilungen) fortzuführen. 

 

2. Diese Regelung kann nur auf Wunsch der betroffenen Abteilung per Ratsbeschluss der 

Gemeinde und anschließenden Mehrheitsbeschluss der Verbandsversammlung des Ver-

bandes frühestens nach 3 Jahren aufgehoben werden. 
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3. Der Verband verpflichtet sich, die von der Gemeinde mit diesem Vertrag übernommenen 

Abwasseranlagen und sonstigen Einrichtungen, solange sie der öffentlichen Abwasserbe-

seitigung dienen, nicht an Dritte zu veräußern oder dem Verkauf gleichzusetzende Verträ-

ge mit Dritten abzuschließen. Sollten Abwasseranlagen und/oder sonstige Einrichtungen –

gleich aus welchem Grund- nicht mehr der öffentlichen Abwasserbeseitigung dienen, so 

haben in jedem Falle Abstimmungsgespräche zwischen der Gemeinde und dem Verband 

über die weitere Verwendung der betroffenen Abwasseranlagen und/oder sonstigen Ein-

richtungen stattzufinden. Bei Uneinigkeit über die weitere Verwendung der betroffenen 

Abwasseranlagen und/oder sonstigen Einrichtungen hat die Gemeinde das Letztentschei-

dungsrecht. 

 

§ 6 Kooperationspflichten 

 

1. Die Gemeinde stellt dem Verband alle verfügbaren Unterlagen bezüglich des übertrage-

nen Vermögens, wie z.B. Planungs-, Entwurfs-, Bau-, Ausschreibungs- und Abrechnungsun-

terlagen einschließlich der Bestandspläne über die einzelnen Anlagen, Einrichtungen etc. 

zur Verfügung. 

 

2. Die Gemeinde verpflichtet sich, dem Verband jederzeit Zutritt zur Durchführung von Arbei-

ten am übergegangenen Rohrleitungsnetz auf ihren Grundstücken zu gewähren und die 

Durchführung von notwendigen Arbeiten zum Erhalt oder zur Verbesserung organisatorisch 

zu unterstützen. Die Vertragsparteien werden sich möglichst frühzeitig über Arbeiten und 

Maßnahmen unterrichten, sofern der andere Partner in seiner Arbeit berührt wird. 

 

3. Der Verband haftet nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen für alle Schäden, die 

infolge der von ihm oder seinen Beauftragten ausgeführten Arbeiten an Anlagen der Ge-

meinde oder an Gegenständen Dritter entstehen. Für etwaige Schadensersatzansprüche 

Dritter gegenüber der Gemeinde hält der Verband die Gemeinde schadlos. Die Gemein-

de darf entsprechende Ansprüche nur mit Zustimmung des Verbandes anerkennen oder 

sich über diese Ansprüche vergleichen. Lehnt der Verband die Zustimmung ab, so hat die 

Gemeinde bei einem etwaigen Rechtsstreit die Prozessführung mit dem Verband im Ein-

zelnen abzustimmen und alles zu unternehmen, um den Schadensersatzanspruch abzu-

wenden. Der Verband stellt in diesem Falle die Gemeinde für sämtliche durch den Rechts-

streit entstehende Kosten frei.  

 

4. Die Gemeinde wird bei allen Dritten zu genehmigenden Aufgrabungen und dergleichen 

darauf hinweisen, dass dort Ver- oder Entsorgungsleitungen des Verbandes vorhanden 
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sein können, deren genaue Lage beim Verband zu erfragen ist. Bei Aufgrabungen und 

dergleichen, die von der Gemeinde oder deren Beauftragten durchgeführt werden, ist die 

Gemeinde verpflichtet, sich vorher über die genaue Lage der verbandseigenen Leitungen 

beim Verband zu erkundigen; vor Beginn dieser Arbeiten wird sie dem Verband möglichst 

frühzeitig Mitteilung machen, damit eine Änderung oder Sicherung der Anlagen ohne we-

sentliche Beeinträchtigung durchgeführt werden kann. Werden durch Arbeiten der Ge-

meinde oder deren Beauftragten Anlagen des Verbandes beschädigt, so hat die Ge-

meinde im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen Schadensersatz zu leisten.  

 

5. Wird eine Umlegung oder Änderung von Anlagen des Verbandes erforderlich, so gilt un-

beschadet dinglicher Rechte Dritter folgendes: 

- Erfolgt die Umlegung oder Änderung auf Veranlassung des Verbandes, so trägt dieser stets 

die entstehenden Kosten. 

- Erfolgt die Umlegung oder Änderung aufgrund von Maßnahmen, die von der Gemeinde 

veranlasst werden, so tragen –soweit die Gemeinde nicht Kostenerstattung von einem Drit-

ten verlangen kann- während der ersten 10 Jahre nach Errichtung oder wesentlicher Än-

derung der Ver- und/oder Entsorgungsanlagen die Gemeinde und der Verband die ent-

stehenden Kosten je zur Hälfte.; in den darauffolgenden 30 Jahren trägt der Verband 2/3 

und die Gemeinde 1/3 und ab dem 40. Jahr der Verband 9/10 und die Gemeinde 1/10 

der entstehenden Kosten. Die Gemeinde wird den Verband frühzeitig über derartige Vor-

haben unterrichten und bei ihren Maßnahmen nach Möglichkeit auf berechtigte Wünsche 

des Verbandes Rücksicht nehmen. 

- Wird die Umlegung oder Änderung von einem Dritten veranlasst, so werden die Vertrags-

partner alles unternehmen, damit die Kosten von dem Veranlasser getragen werden. Ist 

der Veranlasser aus Gründen, die keiner der Vertragspartner zu vertreten hat, von der Kos-

tentragung befreit, so übernimmt der Verband die Kosten, sofern nicht eine gesetzliche 

oder vertragliche Regelung etwas anderes bestimmt. 

 

6. Sämtliche Unterhaltungs- und Instandsetzungspflichten bezüglich der in § 1 genannten 

Anlagen, Einrichtungen usw. sowie bezüglich der Grundstücke, obliegen dem Verband. 

Die Instandhaltungspflicht kann im Einzelfall auch eine Neuherstellung durch den Verband 

erfordern. 

 

7. Sobald aufgrund kommunaler Satzungen, Verordnungen oder sonstiger Verwaltungsakte 

bauliche Maßnahmen im Abwasserbereich durchzuführen sind (z.B. aufgrund von Bebau-

ungsplänen), ist der Verband verpflichtet, die notwendigen Anlagen, Vorrichtungen oder 

sonstigen baulichen Maßnahmen zeitnah herzustellen. Die Gemeinde wird den Verband 
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jeweils rechtzeitig über entsprechende Maßnahmen informieren bzw. sich im Vorfeld der 

Planungen mit dem Verband abstimmen. 

 

§ 7 Personalübernahme 

 

1. Der Verband wird das von der Gemeinde in der Abwasserbeseitigung eingesetzte Perso-

nal entsprechend der Vorschrift des § 613 a BGB übernehmen. Es handelt sich dabei um 

die in der Anlage 7 zu diesem Vertrag im Einzelnen benannten Personen. 

 

2. Die in der Verwaltung der Gemeinde für den bisherigen Regiebetrieb tätigen Personen 

verbleiben im Beschäftigungsverhältnis der Gemeinde. Die entstehenden Personalkosten 

für diese Kräfte werden der Gemeinde durch den Verband erstattet und zwar mit 

_________ €- in Worten: ___________ EURO - pro Jahr für die Dauer von fünf Jahren. Der Be-

trag wird jährlich zum 30.06. fällig, letztmals am 30.06.2021 für den Zeitraum bis zum 

31.12.2021. 

 

§ 8 Zuwendungen, Beiträge etc. 

 

 Die Gemeinde wird alle erhaltenen Zuwendungen, Beiträge und sonstigen Leistungen Drit-

ter auf den Verband übertragen bzw. an den Verband unverzüglich weiterleiten. Sollten 

diese Leistungen zukünftig gegenüber der Gemeinde zurückgefordert werden, so ist der 

Verband verpflichtet, der Gemeinde die entsprechenden Beiträge zurückzuerstatten.  

 

§ 9 Rückübertragung 

 

1. Die rechtmäßige und ordnungsgemäße Erfüllung der Abwasserbeseitigungsplicht hat ne-

ben den Verbandsorganen insbesondere der Landkreis Osnabrück im Rahmen der 

Rechtsaufsicht als untere Wasserbehörde nach Wasserverbandrecht zu überwachen. 

 

2. Eine Rückübertragung ist nur im Rahmen der §§ 96, 97 des Niedersächsischen Wasserge-

setzes mit beidseitiger Willenserklärung möglich. 

 

3. Im Falle der Rückübertragung verpflichten sich die Vertragspartner, die einander gewähr-

ten Leistungen zurück zu gewähren. Der von der Gemeinde zu entrichtende Rückkaufpreis 

wird dabei nach den gleichen Grundsätzen wie der in diesem Vertrag geregelte Über-

nahmepreis ermittelt. Insbesondere verpflichtet sich der Verband, die ihm mit diesem Ver-
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trag von der Gemeinde übertragenen Rücklagen, soweit sie nicht aufgelöst sind, an die 

Gemeinde wieder zurück zu übertragen.  

 

§ 10 Aufschiebende Bedingungen 

 

 Dieser Vertrag - nicht die Auflassungen - steht unter folgenden aufschiebenden Bedingun-

gen: 

1. Erteilung der Genehmigung des Landkreises Osnabrück – Kommunalaufsicht- nach § 2 

Abs. 5 des Niedersächsischen Gesetzes über die kommunale Zusammenarbeit in der Fas-

sung vom 21.12.2011, 

2. Erteilung der Genehmigung des Landkreises Osnabrück, Amt für Kommunalaufsicht für den 

Verband. 

 

Die Vertragsparteien werden die Genehmigungen selbst einholen und den Notar von der 

Erteilung der Genehmigungen informieren.  

 

§ 11 Grundstücksübertragung 

 

1. Die Gemeinde überträgt an den dies annehmenden Wasserverband folgende Grundstü-

cke:  

 

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück 

     

     

     

     

     

     

     

 

 

2. Außerdem überträgt die Gemeinde an den dies annehmenden Wasserverband eine aus 

dem im Grundbuch von ____ Blatt ____ eingetragenen Grundstück Gemarkung _________ 

Flur ____ Flurstück ______, groß ______ m²  noch zu vermessende Teilfläche von ca. ____ m² 

 sowie eine aus dem im Grundbuch von ____ Blatt ____ eingetragenen Grundstück Gemar-

kung _________ Flur ____ Flurstück ______, groß ______ m²  noch zu vermessende Teilfläche 

von ca. ____ m²  
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Die Lage der Teilflächen ergibt sich aus den anliegenden Lageplänen (Anlage 7), in de-

nen die Teilfläche schraffiert gekennzeichnet sind.  

 

Die Grundstücke werden mit allen wesentlichen Bestandteilen und Zubehör, insbesondere 

den aufstehenden Baulichkeiten und Anlagen übertragen.  

 

3. Schließlich steht die Gemeinde noch der Anspruch auf Übertragung folgender Grundstü-

cke aus Erschließungsverträgen zu.  

 

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück 

     

     

     

     

     

     

     

 

 

Die Gemeinde tritt an den dies annehmenden Wasserverband ihren Anspruch auf Über-

tragung dieser Grundstücke ab. Sollte keine direkte Übertagung auf den Wasserverband 

möglich sein verpflichtet sich die Gemeinde, dem Wasserverband diese Grundstücke un-

verzüglich zu übertragen, sobald sie selbst Eigentümerin der Grundstücke wird.  

 

4. Folgende Belastungen der Grundbücher werden vom Wasserverband übernommen:  

 

Grundbuch von Blatt Belastung 
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In Abt. III sind die Grundstücke lastenfrei.  

 

5. Folgende Grundstücke, auf denen sich Regenrückhaltebecken befinden, sind außerdem 

als Kompensationsflächen im Rahmen der jeweils geltenden Bebauungspläne ausgewie-

sen:   

 

Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück 

     

     

     

     

     

     

     

 

Zur Absicherung der Nutzung als Kompensationsflächen bestellt der Wasserverband zu 

Gunsten der Gemeinde Bissendorf zu Lasten der vorbezeichneten Grundstücke die Eintra-

gung von beschränkt persönlichen Dienstbarkeiten mit folgendem Inhalt:  

 

Recht, die bestehenden Kompensationsflächen auf dem belasteten Grundstück an Ort 

und Stelle zu belassen, instandzuhalten und ggfs. zu erneuern.  

 

Die Gemeinde ist berechtigt, anfallende Unterhaltungsmaßnahmen auf ihre Kosten durch-

führen zu lassen und das dienende Grundstück zu diesem Zweck betreten und befahren zu 

lassen. Bei diesen Arbeiten ist das Grundstück auf Kosten der Gemeinde wieder in einen 

ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen.  

 

Die Dauer der Dienstbarkeiten ist unbeschränkt.  

 

Es wird bewilligt und beantragt, die vorstehend bestellten Dienstbarkeiten in den genann-

ten Grundbüchern an rangbereiter Stelle einzutragen.  

 

Wert: jeweils 1.000,- €-. 

 

6. Folgende Grundstücke, auf denen sich Regenrückhaltebecken befinden, sind außerdem 

als Löschteiche vorgesehen:  
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Grundbuch von Blatt Gemarkung Flur Flurstück 

     

     

     

     

     

     

     

 

Zur Absicherung der Nutzung als Löschteiche bestellt der Wasserverband zu Gunsten der 

Gemeinde Bissendorf zu Lasten der vorbezeichneten Grundstücke die Eintragung von be-

schränkt persönlichen Dienstbarkeiten mit folgendem Inhalt:  

 

Recht, die Regenrückhaltebecken als Löschteiche zu verwenden und zu Löschzwecken 

Waser zu entnehmen.  

 

Die Gemeinde ist berechtigt das dienende Grundstück zu diesem Zweck betreten und be-

fahren zu lassen.  

 

Die Dauer der Dienstbarkeiten ist unbeschränkt.  

 

Die Kosten der Unterhaltung und der Instandsetzung der Regenrückhaltebecken trögt 

________________.  

 

Es wird bewilligt und beantragt, die vorstehend bestellten Dienstbarkeiten in den genann-

ten Grundbüchern an rangbereiter Stelle einzutragen.  

 

Wert: jeweils 1.000,- €-. 

 

§ 12 Auskunftsverpflichtung 

 

 Der Verband gewährt der Gemeinde uneingeschränkte Informations- und Kontrollrechte, 

welche nicht nur auf die Beitragsabteilung beschränkt sind. Diese Rechte nimmt die Ge-

meinde durch ihre Mitarbeit im Verbandsausschuss wahr. 
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§ 13 Auflassungen  

 

1. Die Vertragsparteien sind sich über den Eigentumsübergang hinsichtlich der in § 11 Ziffer 1 

genannten Grundstücke auf den Verband einig. Die Gemeinde bewilligt und der Verband 

beantragt die Eigentumsumschreibung in den betroffenen Grundbüchern. 

 

2. Der Notar wird beauftragt, die Vermessung beim ________________________________ zu be-

antragen. ODER Die Vermessung wurde bereits vom _________ beim ___________________ 

beantragt.  

 

Unverzüglich nach Eingang der amtlichen Katasterunterlagen soll die Auflassung erfolgen. 

Die Beteiligten bevollmächtigen unter Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB 

die Notariatsangestellten Christa Gast und Viktoria Schneider, dienstansässig Gartenstr. 26, 

49152 Bad Essen, und zwar jede einzeln, für sie diese Auflassung zu erklären und alle Erklä-

rungen abzugeben, die zur vertragsgemäßen Umschreibung auf den Erwerber und zur 

Durchführung dieses Vertrages  erforderlich sind, insbesondere die nach § 11 zu bestellen-

den Dienstbarkeiten zu bewilligen und zu beantragen.  

 

Von dieser Vollmacht kann nur gegenüber dem amtierenden Notar oder seinem amtlich 

bestellten Vertreter Gebrauch gemacht werden. Die Vollmacht ist unabhängig von der 

sich bei Vermessung ergebenden Größe des Grundstückes. Die Vollmacht ist unwiderruf-

lich und erlischt erst mit Eigentumsumschreibung.  

 

§ 14 Bevollmächtigung 

 

 Die Vertragsparteien beauftragen und bevollmächtigen den beurkundenden Notar, alle 

Genehmigungen und Erklärungen zu dieser Urkunde einzuholen. Der Notar wird bevoll-

mächtigt, für die Vertragsparteien die sich aus dieser Niederschrift ergebenden Anträge zu 

stellen, zu ändern oder zurückzunehmen. Die Vertragsparteien verzichten auf ihr eigenes 

Antragsrecht gegenüber dem Grundbuchamt. Darüber hinaus bevollmächtigen die Ver-

tragsparteien die Notariatsangestellte Viktoria Schneider, dienstansässig Gartenstr. 26, 

49152 Bad Essen, zur Durchführung dieses Vertrages. Die Vollmacht umfasst auch die Be-

fugnis, die Auflassung zu erklären, etwa noch notwendige Erklärungen und Bewilligungen 

abzugeben sowie Grundbuchanträge zu stellen. Die Bevollmächtigten sind von den Be-

schränkungen des § 181 BGB befreit. Sie können von dieser Vollmacht nur vor dem han-

delnden Notar oder seinem amtlich bestellten Vertreter Gebrauch machen.  
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§ 15 Grundbucheinsicht 

 

Der Notar hat die Grundbücher am ___________ eingesehen und mit den Beteiligten erörtert 

 

Die Beteiligten wurden vom Notar wie folgt belehrt: Alle Vereinbarungen müssen richtig und 

vollständig beurkundet sein; alle nicht beurkundeten Abreden sind nichtig und können die 

Wirksamkeit des ganzen Vertrages in Frage stellen. 

 

§ 16 Kosten 

 

 Die Kosten dieses Vertrages und seines Vollzugs sowie eine wider Erwarten anfallende 

Grunderwerbsteuer trägt der Verband. Die Vermessungskosten trägt ____________________.  

 

 Der Wert, der für die Kostenberechnung zugrunde gelegt wird, setzte sich zusammen aus 

der Übernahme der Schulden in Höhe von _____________ € und der zu leistenden Über-

nahmezahlung in Höhe von ___________ €.  

 

 Der Wert der zu übertragenden Grundstücke nebst darauf befindlichen Anlagen wird mit 

ca. ______________€ angegeben.  

 

 Der Verband beantragt Kostenbefreiung gem. § 69 des Wasserverbandsgesetzes sowie 

Grunderwerbsteuerbefreiung gem. § 4 Ziffer 1 des Grunderwerbsteuergesetzes. 

 

§ 17 Salvatorische Klausel 

 

 Sollten sich einzelne Bestimmungen dieses Vertrages als nichtig oder als undurchführbar 

erweisen, so wird dadurch die Gültigkeit des Vertrages im Übrigen nicht berührt. In einem 

solchen Fall ist die ungültige Bestimmung durch eine Neuregelung zu ersetzen, die dem 

gewollten Zweck entspricht. Sollte in diesem Vertrag ein regelungsbedürftiger Gegenstand 

nicht geregelt worden sein, so verpflichten sich die Parteien, die entstandene Lücke im 

Sinne und Geiste dieses Vertrages durch eine ergänzende Vereinbarung zu schließen. Die-

ser Vertrag ist nach den Grundsätzen verständiger und loyaler Kaufleute auszulegen und 

zu handhaben. 
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§ 18 Schriftformklausel, Nebenabreden 

 

 Änderungen und Ergänzungen dieses Vertrages bedürfen – soweit keine Urkundsform er-

forderlich ist - der Schriftform. Das gilt auch für eine Änderung dieser Klausel selbst. Neben-

abreden bestehen nicht. 

 

 Die Anlage 1 und 5 wurde den Erschienenen vorgelesen und von ihnen genehmigt. 

 

 Die Anlagen 2 bis 4 und 6 wurden nicht verlesen. Die Beteiligten verzichteten auf das Vor-

lesen. Diese Anlagen wurden den Beteiligten zur Kenntnis vorgelegt und von ihnen unter-

schrieben. 

 

Die Anlage 7 wurde den Erschienenen zur Durchsicht vorgelegt und von ihnen genehmigt.  

 

 Alle Anlagen werden dieser Niederschrift beigefügt.  

  

Vorgelesen, genehmigt und unterschrieben:  
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